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Neue Bedrohungsszenarien als Grundlage für eine neue 
Sicherheitsarchitektur in den Amerikas?  




Seit dem 11. September 2001 hat sich die Diskussion über neue Bedrohungsszenarien und eine neue 
Sicherheitsstruktur in den Amerikas verstärkt, sie reicht allerdings bereits in die 1990er Jahre zurück. 
Ein wichtiges Ereignis war die im Rahmen der OAS durchgeführte Special Conference on Hemisphe-
ric Security, die Ende Oktober 2003 in Mexiko stattgefunden hat. Auf ihr wurden allerdings keine 
richtungsweisenden Entscheidungen getroffen, organisatorische Fragen wurden vertagt. Welches sind 
die neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen in Lateinamerika? Welches sind die Strategien 
und Instrumente, um ihnen zu begegnen? Gibt es Unterschiede in der Bedrohungswahrnehmung in 
den USA und Lateinamerika? Welche sicherheitspolitischen Interessen haben Europa und Deutsch-
land in Lateinamerika? Wie könnte der europäische Beitrag zur Problemlösung in der Region ausse-
hen? Herausgearbeitet werden hier die Risiken eines ausufernden Sicherheitsbegriffs und einer Mili-
tarisierung politischer Probleme und sozialer Konflikte. 
 
1. Ein verändertes internationales Umfeld 
und neue Herausforderungen 
Nicht erst seit den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 haben sich die sicherheitspoliti-
schen Bedrohungsszenarien in der westlichen 
Hemisphäre verändert. Nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes waren die traditionellen 
Bedrohungsszenarien einer kommunistischen 
Subversion oder der Errichtung von Satelli-
tenstaaten in der Region obsolet geworden. 
Gleichwohl haben Strukturen, denen eine 
Funktion im Kalten Krieg zugekommen war, 
wie etwa der Rio-Pakt oder das Inter-
American Defense Board (IADB) überlebt. 
Trotz latent fortbestehender Grenzkonflikte – 
wie die jüngsten diplomatischen Scharmützel 
zwischen Chile und Bolivien bzw. Peru zei-
gen – konnten in den 1990er Jahren viele 
Grenzprobleme friedlich gelöst werden, und 
im Rahmen wirtschaftlicher und politischer 
Integrationsbestrebungen (Beispiel: MERCO-
SUR) wurden traditionelle Feindbilder und 
Bedrohungsszenarien abgebaut. Neue Bedro-
hungen, wie die wachsende, grenzüberschrei-
tende Kriminalität, der Drogenhandel und      
-konsum sowie der internationale Terrorismus 
haben die alten ersetzt. Wobei der internatio-
nale Terrorismus nicht erst seit dem 11. Sep-
tember als Bedrohung in Lateinamerika prä-
sent ist. Anfang der 90er Jahre (1992, 1994) 
wurden in Buenos Aires die israelische Bot-
schaft und ein jüdisches Gemeindezentrum 
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durch Bombenattentate zerstört, insgesamt 
waren mehr als 130 Tote zu beklagen. In Ko-
lumbien haben der Drogenhandel, die organi-
sierte Kriminalität, eine von ihren ursprüngli-
chen Zielen immer weiter entfernte, weitge-
hend zum Selbstzweck degenerierte Guerilla 
und paramilitärische Terrorgruppen, letztere 
häufig in Kooperation mit den staatlichen 
Sicherheitsorganen, die Bevölkerung als Gei-
sel genommen. Der kolumbianische Konflikt 
zeitigt immer mehr Auswirkungen auf die 
Nachbarländer und weist eine immer stärkere 
Beteiligung der USA auf, zunächst beim 
„Drogenkrieg“ und nachfolgend auch bei der 
Bekämpfung der Guerilla. 
Der 11. September 2001 markierte ohne 
Zweifel einen Einschnitt, sicherheitspolitische 
Fragen wurden allerdings auch bereits zuvor, 
während der 1990er Jahre, regelmäßig im 
Rahmen der OAS (Organisation Amerikani-
scher Staaten) und auf den verschiedenen Gip-
feltreffen der Staats- und Regierungschefs aus 
Nord-, Südamerika und der Karibik diskutiert. 
Viele aktuelle Initiativen und Entwicklungen 
hatten ihren Ausgangspunkt vor dem 11. Sep-
tember. So wurde beispielsweise auf dem 
zweiten „Gipfel der Amerikas“ in Santiago de 
Chile (1998) dem drei Jahre zuvor geschaffe-
nen Committee on Hemispheric Security, das 
dem ständigen Rat der OAS als Ausschuss 
zugeordnet ist, der Auftrag erteilt, eine Special 
Conference on Security vorzubereiten, auf der 
u.a. Themen wie Abrüstung und Rüstungskon-
trolle behandelt werden sollten. Dieser Be-
schluss wurde nachfolgend präzisiert, und die 
Konferenz sollte 2003 stattfinden. Nach den 
Anschlägen vom 11. September 2001 änderte 
sich die Zielrichtung der Konferenz, nun ging 
es vordergründig um die Verhinderung und 
Bekämpfung des Terrorismus, aber auch um 
die Neuordnung der interamerikanischen Si-
cherheitsarchitektur. Als Konferenztermin war 
zunächst Mai 2003 in Mexiko festgesetzt wor-
den, später wurde vor dem Hintergrund des 
Irak-Konfliktes der Termin auf den Oktober 
verschoben. 
2. Die Special Conference on  
Hemispheric Security  
Am 27. und 28. Oktober 2003 trafen sich 
schließlich die Vertreter der verschiedenen 
lateinamerikanischen und karibischen Regie-
rungen sowie der USA und Kanadas in Mexi-
ko-Stadt, um über hemisphärische Sicherheit 
zu beraten. Auf US-Seite wurde im Nachhinein 
beklagt, dass die Tagung weitgehend ohne die 
eigentlichen Experten für Sicherheitsfragen, 
das Militär, abgelaufen sei. Eine bessere zivile 
Kontrolle über das Militär werde nicht erreicht 
– so die Meinung US-amerikanischer Sicher-
heitsexperten –, falls man die Streitkräfte bei 
der Diskussion sicherheitspolitischer Fragen 
ausgrenze statt sie einzubeziehen. 
Auf knapp 13 Seiten werden in der Decla-
ration on Security in the Americas auf neue 
sicherheitspolitische Herausforderungen hin-
gewiesen und insgesamt 47 gemeinsame Ver-
pflichtungen und Kooperationsmaßnahmen un-
terschiedlichster Art benannt und begründet. 
Als „neue Bedrohungen, Besorgnisse und an-
dere Herausforderungen diverser Natur“ wer-
den aufgelistet:  
• der Terrorismus, einschließlich des mögli-
chen Zugriffs auf Massenvernichtungswaf-
fen durch Terroristen; 
• Angriffe auf die Cyber-Sicherheit; 
• das transnationale organisierte Verbrechen;  
• das globale Drogenproblem; 
• Korruption;  
• Menschenhandel; 
• Geldwäsche; 
• illegaler Waffenhandel und die Verknüp-
fung zwischen den bisher genannten Be-
drohungen; 
• die extreme Armut, denn die extreme Ar-
mut erodiere die soziale Kohäsion, beein-
trächtige die Stabilität der Demokratien und 
unterminiere die Sicherheit der Staaten; 
• von der Natur oder vom Menschen hervor-
gerufene Katastrophen;  
• HIV/AIDS und andere gefährliche Krank-
heiten oder Gesundheitsrisiken;  
• Umweltschäden; 
• das Schadenspotenzial im Falle von Unfäl-
len oder Zwischenfällen beim maritimen 
Transport von Gefahrengütern, einschließ-
lich Erdöl und radioaktiver oder giftiger 
Abfälle. 
 
Ein Kommentator (Marcella 2003) meinte be-
zogen auf die gesamte Erklärung, dass die Auf-
listung von Bedrohungen und Verpflichtungen 
so umfangreich sei, dass sich letztlich jeder 
darin wiederfinden könnte, einschließlich der 
USA. Aus Sicht US-amerikanischer Militärs 
und Sicherheitsexperten stellte die Konferenz 
bestenfalls einen Zwischenstop auf dem Weg zu 
einer neuen sicherheitspolitischen Architektur in 
der westlichen Hemisphäre dar.  
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3. Das Risiko einer Militarisierung von 
Politik und sozialen Konflikten 
Vor dem Hintergrund der Bedrohung durch den 
internationalen Terrorismus stellt aus US-ameri-
kanischer Sicht die Schwächung der Demokra-
tie in Lateinamerika, aber mehr noch die 
Schwächung staatlicher Strukturen im Bereich 
der äußeren und inneren Sicherheit und die 
damit verbundene Ausweitung von rechtsfreien 
Räumen eine Gefahr dar. In seiner Rede auf 
dem 5. Treffen der Verteidigungsminister 
der Amerikas (Defense Ministerial of the 
Americas) in Santiago de Chile am 19. No-
vember 2002 hatte US-Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld klar diese Bedrohungsvor-
stellung umschrieben. Demnach nützen Terro-
risten, die aus einem Land verjagt werden, die 
rechtsfreien, nicht beherrschten Gebiete in 
anderen Ländern als Rückzugsgebiet. Es liege 
in der Verantwortung der demokratischen Re-
gierungen, die Macht zu nutzen, die ihnen 
durch die Wählerstimmen übertragen worden 
sei, und die effektive Staatsgewalt auf dem 
gesamten Territorium auszuüben. Diese Forde-
rung wird bereits in der U.S. National Security 
Strategy vom September 2002 erhoben und in 
der offiziellen National Strategy for Comba-
ting Terrorism der US-Regierung vom Februar 
2003 wiederholt: „Die USA werden gemein-
sam mit unseren internationalen und regiona-
len Partner darauf hinarbeiten, eine effektive 
Regierungsgewalt in unregierten Gebieten 
sicherzustellen, die Terroristen eine Zuflucht 
bieten können.“ Alle Faktoren, die zu einer 
Schwächung staatlicher Autorität führen, wie 
etwa Korruption und Kriminalität, aber auch 
die tiefer liegende Ursachen, wie Armut, sozia-
le Gegensätze oder ineffiziente staatliche 
Strukturen, kommen somit in das Blickfeld der 
Sicherheitspolitik. Damit wird der Feind auch 
immer unbestimmter.  
Die Ausweitung des sicherheitspolitischen 
Themas auf neue Bedrohungen und Herausfor-
derungen, wie sie in der Declaration on Secu-
rity in the Americas enthalten ist, macht den 
Sicherheitsbegriff diffus und prinzipiell gren-
zenlos. Dadurch besteht das Risiko einer „se-
curitización“ (Francisco Rojas) oder „Militari-
sierung“ politischer Konflikte und sozialer 
Probleme. Das gleichzeitige Fehlen einer kla-
ren Definition und Abgrenzung von Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik und der 
jeweils zuständigen staatlichen Organe bietet 
Raum für eine Rollenerweiterung des Militärs. 
Auf diese Risiken wird von lateinamerikani-
schen Verteidigungsexperten zunehmend hin-
gewiesen. Es scheint, als ob sich viele latein-
amerikanische Politiker gar nicht bewusst sind, 
welche Büchse der Pandora sie mit der Über-
nahme eines immer umfassenderen Sicher-
heitsbegriffs geöffnet haben. 
Auf Seiten der USA gibt es vor dem Hin-
tergrund der gemeinsamen Zielvorgabe des 
Kampfes gegen den internationalen Terroris-
mus durchaus unterschiedliche Stimmen. Ein-
zelne konservative Think Tanks haben sich 
voll auf einen möglichst umfassenden Sicher-
heitsbegriff eingelassen; er bildet die Grundla-
ge für fast schon apokalyptische Bedrohungs-
szenarien, wie sie beispielsweise in einem 
Strategiepapier der Heritage Foundation zu 
Südamerika vom Februar 2004 entwickelt 
werden (Carafano/Johnson 2004): Kriminelle, 
illegale Armeen, terroristische Gruppen, die 
vom islamischen Fundamentalismus beein-
flusst sind, werden dort mit Angriffen mit bio-
logischen Waffen aus dem Süden zusammen-
gemischt, die aufgrund der schweren Defizite 
im Gesundheitswesen vieler lateinamerikani-
scher Staaten erleichtert würden. 
Einzelne US-Militärs und Think Tanks tre-
ten im Rahmen eines umfassenden Sicher-
heitskonzepts für eine enge Vernetzung von 
Polizei- und Militäraufgaben in Lateiname-
rika und – falls erforderlich – die Aufhebung 
der entsprechenden rechtlichen Trennung ein. 
So heißt es in dem bereits erwähnten Strate-
giepapier der Heritage Foundation vom Feb-
ruar 2004: „Weil terroristische Gruppen und 
transnationale kriminelle Organisationen Cha-
rakteristika sowohl von militärischen Organi-
sationen als auch von nationalen Kriminellen 
aufweisen, ist die Zusammenarbeit zwischen 
militärischen und zivilen Gesetzesvollzugsor-
ganen der Schlüssel zum Erfolg. Obwohl die 
USA 20 Jahre damit verbracht haben auf eine 
Trennung von militärischen und polizeilichen 
Funktionen in Lateinamerika hinzuwirken, 
sollten sie überdenken, wie sie mit der einzig-
artigen Sicherheitsarchitektur jedes Landes 
zusammenarbeiten werden.“ Und der Oberbe-
fehlshaber des U.S. Southern Command, Gene-
ral James T. Hill, fordert: „Die Streitkräfte 
müssen im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen 
und rechtlichen Beschränkungen die mit der 
Durchsetzung der Gesetze beauftragten Organe 
im Kampf gegen die Drogen und andere trans-
nationale Bedrohungen unterstützen und mit 
ihnen zusammenarbeiten. Wo die rechtlichen 
Grenzen aufgrund der augenblicklichen Be-
drohungen keinen Sinn machen, sollten sie mit 
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ihren demokratisch gewählten Regierungen in 
einen ehrlichen Dialog eintreten um festzustel-
len, ob die Gesetze und Beschränkungen einer 
Revision bedürfen.“ (Hill 2003). Daneben wird 
die Forderung nach einer stärkeren Einbindung 
der lateinamerikanischen Militärs in Civil Ac-
tion Programs (Straßenbau, Gesundheitsver-
sorgung etc.) erhoben. 
Vor dem Hintergrund der jüngeren latein-
amerikanischen Geschichte sind derartige For-
derungen nach einer Vermischung von polizei-
lichen und militärischen Aufgaben und einer 
größeren Rolle für das Militär in Politik und 
Gesellschaft bedenklich. Dies könnte sich ne-
gativ auf die Menschenrechtslage in der Regi-
on auswirken. Die Forderung nach einer um-
fassenden und integrierten Sicherheitsstrategie, 
die ziviles und militärisches Personal umfasst 
und zivile und militärische Aktionen einbe-
zieht, und die gegen einen Feind gerichtet ist, 
der schwer zu identifizieren und schwer zu 
lokalisieren ist, erinnert an die alten Counte-
rinsurgency-Konzepte der 1960er und 1970er 
Jahre und die berüchtigte Doktrin der Nationa-
len Sicherheit. Eine Militarisierung der sozia-
len, wirtschaftlichen und politischen Probleme 
könnte die Lage in Lateinamerika verschlim-
mern statt verbessern. In einer Konstellation 
schwacher ziviler Institutionen, wachsender 
sozialer Proteste, einer sich verschlechternden 
Sicherheitssituation und ineffizienter Polizei-
kräfte könnte sich der Halbkontinent auf dem 
Weg zurück in die 1970er Jahre befinden, mit 
Streitkräften, die in die Politik intervenieren. 
Und mit der Wahl zwischen instabilen Demo-
kratien und stabiler Militärherrschaft konfron-
tiert, könnten sich die USA erneut mit der 
zweiten Option anfreunden. 
Dies hängt aber auch von den lateinameri-
kanischen Regierungen ab, die der Diskussion 
über einen sich ständig ausdehnenden Sicher-
heitsbegriff und immer neue Bedrohungsszena-
rien Zügel anlegen sollten, indem sie klar zwi-
schen Sicherheitsproblemen und sozialen Prob-
lemen, und zwischen Aufgaben der Streitkräfte 
und Aufgaben der Polizei unterscheiden; zu-
mal von einzelnen US-Militärs und sicher-
heitspolitischen Think Tanks in den USA vor 
einem Ausufern des Sicherheitsbegriffs ge-
warnt und darauf verwiesen wird, dass viele 
der oben aufgelisteten neuen Bedrohungen und 
Herausforderungen nicht mit militärischen 
Mitteln gelöst werden können. Auch die Euro-
päer könnten einen Beitrag zur Kurskorrektur 
in der sicherheitspolitischen Debatte leisten.  
Zunächst einmal gilt es abzuklären, was ein 
Sicherheitsproblem darstellt. Dabei sollte das 
zentrale Kriterium die tatsächliche oder ange-
drohte Gewaltanwendung sein. Dadurch würde 
ein Großteil der angeblichen neuen Bedrohun-
gen oder Herausforderungen aus dem Sicher-
heitsbereich herausfallen. In einem zweiten 
Schritt gilt es zu ergründen, inwieweit es sich 
um Sicherheitsprobleme handelt, welche die 
Verteidigung und damit die Aufgaben der 
Streitkräfte betreffen. Dazu gehört die Wah-
rung der staatlichen Souveränität, sowohl in 
territorialer Hinsicht als auch hinsichtlich der 
staatlichen Strukturen, und dies vor allem ge-
gen Angriffe von außen. 
Viele der in der Declaration on Security in 
the Americas aufgelisteten neue Bedrohungen, 
Besorgnisse und anderen Herausforderungen 
gehören zu den Aufgaben der Polizei, des Ka-
tastrophenschutzes oder der Gesundheitsbe-
hörden. Bestimmte Defizite im Bereich der 
inneren Sicherheit oder im Gesundheitswesen 
lassen sich am ehesten durch die dafür zustän-
digen Organe beheben. Dies schließt nicht aus, 
dass in Ausnahmesituationen – z.B. bei Natur-
katastrophen – auf die spezifischen Ressourcen 
der Streitkräfte zurückgegriffen wird. Diese 
Einsätze sind aber nicht Teil ihrer Kernaufga-
ben. Ohne Zweifel gibt es Grenzbereiche, wo 
sich Probleme der inneren und der äußeren 
Sicherheit überlappen. Hier gilt es klare recht-
liche Regelungen zu treffen, unter welchen 
Bedingungen und in welchen Bereichen Poli-
zei und Streitkräfte kooperieren können. 
Allerdings erweckt die Diskussion in ein-
zelnen lateinamerikanischen Ländern zuweilen 
den Eindruck, dass die zivilen Regierungen 
ganz zufrieden sind, wenn sich die Militärs 
neue Aufgaben suchen, und letztere beklagen 
sich nicht, wenn sie neue Wege finden, ihre 
Existenz und ihr Budget zu rechtfertigen. Eini-
ge lateinamerikanische Regierungen glauben 
außerdem, mehr Aufmerksamkeit und Unter-
stützung in den USA zu gewinnen, wenn sie 
soziale, gesundheitliche oder Umweltprobleme 
zu Sicherheitsproblemen deklarieren.  
4. Die US-Sicht: Defizite im System 
hemisphärischer Sicherheit  
Aus US-amerikanischer Perspektive verlief die 
Special Conference on Hemispheric Security 
unbefriedigend. Weder wurden klare Prioritäten 
hinsichtlich der Bedrohungen und der zu ihrer 
Bekämpfung notwendigen Mittel vorgegeben. 
Noch wurden Entscheidungen hinsichtlich der 
zukünftigen Struktur des Inter-Amerikanischen 
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Systems im Bereich der Sicherheitspolitik ge-
troffen. So wurde die Klärung des institutionel-
len und rechtlichen Verhältnisses zwischen 
OAS und Inter-American Defense Board   
(IADB) erneut vertagt. Und auch auf nationaler 
Ebene wird in den verschiedenen lateinameri-
kanischen Staaten eine klare Strategie gegen-
über den neuen sicherheitspolitischen Heraus-
forderungen vermisst.  
Interamerikanisches System. Zwar wird 
im Rahmen der OAS mittlerweile auch inten-
siv über sicherheitspolitische Fragen diskutiert, 
und es wurden neue Konventionen verabschie-
det bzw. neue Organe geschaffen, die jedoch 
überwiegend nur über eine schwache Infra-
struktur und einen sehr begrenzten Einfluss 
verfügen. Aus US-Sicht wäre es wünschens-
wert, wenn die verschieden interamerikani-
schen sicherheitspolitischen Kooperations-
strukturen inner- und außerhalb des OAS-
Rahmens stärker vernetzt würden und die OAS 
auf ein eigenes Beratungsorgan für militärische 
und sicherheitspolitische Fragen zurückgreifen 
könnte. Aus US-Sicht bietet sich dazu das   
IADB in besonderer Weise an.  
Die lateinamerikanischen Staaten vertreten 
in dieser Frage eine Abwarteposition. Für viele 
Regierungen – hierzu zählt sicherlich die brasi-
lianische – ist der Status quo des interamerika-
nischen Systems, auch wenn nicht immer funk-
tional, jeglicher Veränderung vorzuziehen, da 
eine solche die US-Position in der Region stär-





Sicherheitspolitische Institutionen im interamerikanischen System 
Schon 1942 war als Reaktion auf die Bedrohung durch die Achsenmächte und zur Koordination der Verteidi-
gungsanstrengungen in der westlichen Hemisphäre das Inter-American Defense Board (IADB) mit Sitz in 
Washington D.C. geschaffen worden, dem 1962 das Inter-American Defense College (IADC) (mit Sitz in Fort 
Lesley J. McNair) als Schulungszentrum für zivile und militärische Führungskräfte in Fragen der hemisphäri-
schen Sicherheit zugeordnet wurde. Das IADB steht allen OAS-Mitgliedern offen, die hierzu Militärs oder Zivi-
listen als ihre Repräsentanten entsenden. Zuletzt ist im Dezember 2002 Kanada dem IADB beigetreten. Nach 
dem Ende des Ost-West-Konfliktes und traditioneller Bedrohungsszenarien in der westlichen Hemisphäre stellt 
sich die Frage nach den zukünftigen Aufgaben des IADB. Eine Option wäre seine Auflösung, die andere eine 
direkte Einbindung in das OAS-System als technisches Beratungsorgan für Sicherheitsfragen. Dies wäre zurzeit 
die US-amerikanische Präferenz; zumal die OAS über keinerlei Fachkompetenz in sicherheitspolitischen Fragen 
verfügt. Das OAS Committee on Hemispheric Security hat gerade einmal einen Mitarbeiter. Eine der Haupt-
schwächen des IADB ist sicherlich die Dominanz von Militärs, eine stärkere Einbindung der Verteidigungsmi-
nisterien und vor allem von zivilen Verteidigungs- und Sicherheitsexperten könnte die Außenwahrnehmung der 
IADB sicherlich verändern, genauso wie eine Namensänderung. Auf Spanisch lautet der Name Junta Interame-
ricana de Defensa. Nach den Militärdiktaturen ist der Begriff Junta vorbelastet. 
Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 kam auch der bereits totgesagte Rio-Vertrag oder genauer 
Inter-American Treaty of Reciprocal Assistance von 1947 zur Anwendung, der ursprünglich als Beistands-
pakt im Kalten Krieg geschlossen wurde. Pikanterweise hatte Mexiko kurz zuvor den Pakt aufkündigen wollen, 
und dies ist immer noch die offizielle Position der mexikanischen Regierung. Zunächst erklärten aber die Unter-
zeichner des Rio-Vertrages auf Antrag Brasiliens, dass der terroristische Angriff auf die USA einen Angriff auf 
alle Vertragspartner darstelle. Eine Diskussion über die Auflösung oder Neufassung des Rio-Vertrages vor dem 
Hintergrund der aktuellen Bedrohungsszenarien liegt zurzeit weder im US-amerikanischen noch im Interesse der 
meisten lateinamerikanischen Regierungen. 
Nach Artikel 2 a) ihrer Charta kommt der OAS die Aufgabe zu, Frieden und Sicherheit auf dem Kontinent zu 
stärken. In diesem Rahmen war 1995 das Committee on Hemispheric Security / Comisión de Seguridad He-
misférica (CSH) von der Generalversammlung der OAS als ein Ausschuss des Ständigen Rates der OAS ge-
schaffen worden. Es löste das 1992 konstituierte Special Committee on Hemispheric Security ab. Weitere si-
cherheitsrelevante Organe der OAS sind die Inter-American Drug Abuse Control Commission / Comisión 
Interamericana para el Control de Abuso de Drogas (CICAD) und das 1998 auf eine argentinische Initiative 
hin geschaffene Inter-American Committee Against Terrorism / Comité Interamericano contra el Terro-
rismo (CICTE). 
Gleichfalls 1995 kam es auf Anregung des damaligen US-Verteidigungsministers William Perry in Willi-
amsburg (Virginia/USA) erstmals zu einem Treffen der Verteidigungsminister der Region (das so genannte 
Defense Ministerial of the Americas). Die nachfolgenden Treffen fanden in Bariloche (Argentinien) 1996, 
Cartagena (Kolumbien) 1998, Manaus (Brasilien) 2001 und zuletzt in Santiago de Chile 2002 statt. Anfänglich 
dienten diese Treffen zur Stärkung der zivilen Kontrolle über das Militär, jetzt dienen sie einer besseren Koordi-
nation im Kampf gegen den internationalen Terrorismus und zur Abstimmung der Verteidigungspolitiken. 
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Lateinamerikanische Kriseninterventions-
truppen. Den USA ist es ein Anliegen, in- und 
außerhalb der westlichen Hemisphäre auf latein-
amerikanische Kriseninterventionstruppen zu-
rückgreifen zu können. Diese könnten US-
Truppen entlasten und würden bei Einsätzen in 
der Region über eine größere Legitimität verfü-
gen. Für den zentralamerikanischen und karibi-
schen Raum könnte die Beteiligung von Truppen 
aus Honduras, El Salvador, Nikaragua und der 
Dominikanischen Republik am Irak-Einsatz die-
sem Zwecke – d.h. dem Aufbau subregionaler 
militärischer Potenziale – dienen. Allerdings ist 
deren militärischer Wert bei großen Krisen in- 
und außerhalb Lateinamerikas eher gering zu 
veranschlagen. Interessantere Kooperationspart-
ner sind ohne Zweifel in Südamerika zu finden. 
In einer Studie des Strategic Studies Institute des 
U.S. Army War College vom August 2002 (Nu-
ñez 2002) wurde die Idee einer bis zu 6.000 
Mann starken südamerikanischen Eingreiftruppe 
für humanitäre Einsätze, aber auch zur Friedens-
sicherung und -durchsetzung präsentiert, die ge-
gebenenfalls nur auf Beschluss einer reformierten 
OAS eingesetzt werden dürfte. In dieser Eingreif-
truppe sollten vor allem Brasilien, auf Grund 
seiner wirtschaftlichen und politischen Bedeu-
tung und der Stärke der Streitkräfte, Chile und 
Argentinien zusammenarbeiten. Die Brasilianer 
reagieren auf derartige Anliegen eher zurückhal-
tend. Der zugesagten Entsendung brasilianischer 
Truppen nach Haiti kommt deshalb aus US-
amerikanischer Perspektive große symbolische 
Bedeutung zu. Argentinien hat bereits den Status 
eines Sonderverbündeten der USA außerhalb der 
NATO, die wirtschaftlichen Probleme Argenti-
niens und die damit einhergehende Schwächung 
der operativen Kapazitäten der argentinischen 
Streitkräfte schränken allerdings momentan deren 
Handlungsspielraum ein. Die chilenischen Streit-
kräfte weisen in Lateinamerika vermutlich den 
höchsten professionellen Standard auf, und sie 
erfreuen sich in den USA einer hohen Wertschät-
zung. So wird der chilenischen Marine bei mög-
lichen Szenarien zum Schutz des Panama-Kanals 
gegen eine terroristische Bedrohung Bedeutung 
beigemessen. Gemeinsame Manöver mit US-
amerikanischen und panamaischen Streitkräften 
zu diesem Zwecke haben bereits stattgefunden. 
Als Handelsmacht sieht Chile in der Sicherung 
dieses wichtigen Seeweges (Chile ist der viert-
wichtigste Nutzer des Kanals) direkt nationale 
Interessen tangiert. Chile war das einzige latein-
amerikanische Land, das den politischen Willen, 
aber auch – aus US-Sicht genauso wichtig – die 
operativen Fähigkeiten hatte, innerhalb von 36-
Stunden Spezialeinheiten nach Haiti zu entsenden 
und dort die Truppen aus den USA, Frankreich 
und Kanada zu unterstützen. Die chilenischen 
Truppen trafen sogar noch vor den kanadischen 
ein.  
Aus lateinamerikanischer Perspektive sind al-
lerdings gemeinsame Streitkräfte eine ferne Uto-
pie, zu wichtig sind die eigenständigen Insignien 
staatlicher Souveränität, zu bedeutend immer 
noch historisch begründete Feindbilder und Ani-
mositäten, und zu groß das Misstrauen gegenüber 
den jeweiligen Nachbarn und der westlichen 
Führungsmacht. Auf mittlere Sicht sind besten-
falls gemeinsame, abgestimmte Einsätze mehrer 
lateinamerikanischer Länder unter einer gemein-
samen Kommandostruktur vorstellbar. Hierzu 
gibt es bereits Beispiele (wie der gemeinsame 
UN-Einsatz von chilenischen und argentinischen 
Truppen in Zypern, oder möglicherweise die 
Kooperation zwischen brasilianischen und chile-
nischen Truppen in Haiti). Eventuell könnten 
europäische Erfahrungen für eine engere Koope-
ration zwischen den nationalen Streitkräften (bis 
hin zu gemeinsamen Einheiten) für Lateinameri-
ka von Nutzen sein. Und es könnte durchaus auch 
im US-Interesse sein, diesen Erfahrungstransfer 
zwischen Europa und Lateinamerika zu fördern.  
Fehlen einer nationalen Sicherheitsstrate-
gie. Aus US-amerikanischer Sicht mangelt es den 
lateinamerikanischen Regierungen an einer um-
fassenden nationalen Sicherheitsstrategie, welche 
die verschiedenen Bedrohungen umfasst und die 
entsprechenden Instrumente zur ihrer Bekämp-
fung benennt. Die Weißbücher zur Verteidi-
gungspolitik, die von einzelnen lateinamerikani-
schen Regierungen herausgegeben wurden, sind 
hierbei nur von begrenztem Nutzen. So bleibt 
unklar, welche staatlichen Organe – z.B. Polizei 
oder Streitkräfte – für bestimmte Sicherheitsbe-
drohungen zuständig sind und welche Instrumen-
te dazu eingesetzt werden sollen. Aus US-
amerikanischer Sicht sind manche hochwertigen 
militärischen „Spielzeuge“ für die aktuellen Be-
drohungsszenarien durchaus entbehrlich und 
letztlich eine Verschleuderung von Steuergel-
dern. Wie es ein US-Militär ausdrückte, brauche 
Bolivien bei den gegebenen Bedrohungsszena-
rien heute eher Wasserwerfer als Luftabwehrge-
schütze. 
Eine nationale Sicherheitsstrategie birgt Risi-
ken und Chancen. Das Risiko besteht in einer 
Militarisierung politischer Probleme und einer 
erneuten Rollenausweitung des Militärs. Die 
Chance besteht darin, dass knappe staatliche Res-
sourcen entsprechend den Herausforderungen 
neu verteilt werden. Falls die traditionellen mili-
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tärischen Bedrohungsszenarien (z.B. eines An-
griffs durch einen äußeren Gegner) an Bedeutung 
abnehmen, kann gegebenenfalls die Truppenstär-
ke reduziert und auf bestimmte Rüstungsgüter 
verzichtet werden. Haben Fragen der Inneren 
Sicherheit (hohe Kriminalitätsraten etc.) im Ver-
gleich mit einer Bedrohung von außen an Bedeu-
tung zugenommen, so sollten eventuelle Mittel 
von den Streitkräften auf die Polizei umgewidmet 
werden bzw. neue Polizeieinheiten geschaffen 
werden, die gegenüber den neuen internen Be-




Lateinamerika im Rahmen der US-Verteidigungspolitik 
 
Nach dem Amtsantritt von Präsident George W. Bush und seines Verteidigungsministers Donald Rumsfeld war 
Lateinamerika zunächst aus dem Verantwortungsbereich des Assistant Secretary of Defense for Special Opera-
tions and Low Intensity Conflict (SP/LIC) herausgelöst worden, dort war die Region nicht zuletzt wegen der 
Drogenbekämpfung verortet worden, und der Abteilung des Assistant Secretary of Defense for International 
Security Affairs (ISA) zugeschlagen worden. Damit wird Lateinamerika in der verteidigungspolitischen Wahr-
nehmung aufgewertet – über die Drogenbekämpfung hinaus – und die Western Hemisphere in einer globalen 
Perspektive wie andere Regionen (Afrika, Asien, Naher Osten und Südostasien) wahrgenommen. Zurzeit wird 
vom Weißen Haus eine neue Western Hemisphere Strategy entwickelt. Gegenwärtig zuständig für die Western 
Hemisphere ist der Deputy Assistant Secretary of Defense, Roger Pardo-Maurer. Aus der Sicht des Department 
of Defense wollen die USA zur Demokratie und Sicherheit in der Region beitragen. Dazu ist es notwendig, dass 
die lateinamerikanischen Regierungen die tatsächliche Souveränität über das gesamte Territorium ausüben. Die 
USA wollen von einer eher „hardware“ basierten Strategie (Rüstungsgüter und darauf bezogenes Training) zu 
einer eher „software“ orientierten Strategie (gemeinsame kooperative Strategien mit den lateinamerikanischen 
Sicherheitskräften) übergehen. 
Obgleich nach einer Sichtweise Lateinamerika nach dem 11. September je nach Wortwahl den „weichen Un-
terleib“ oder die „offene Flanke“ der USA in sicherheitspolitischen Fragen darstellt, kommt dem US-Southern 
Command (SOUTHCOM) nur geringe Bedeutung in der verteidigungspolitischen Hierarchie zu. Weniger als 
0,5% des Verteidigungshaushaltes entfallen auf das SOUTHCOM mit Sitz in Miami, und vor dem Hintergrund 
der Neustrukturierung der Verteidigung des Territoriums der USA besteht das latente Risiko, wonach das 
SOUTHCOM dem Northern Command (NORTHCOM) zugeschlagen wird, zu dessen Verantwortungsbereich 
bereits Kanada, Mexiko und Teile der Karibik gehören. Dies erklärt die manchmal überzogenen Bedrohungssze-
narien, die vom SOUTHCOM oder nahestehenden zivilen und militärischen Think Tanks entworfen werden: die 
eigene Existenz zu rechtfertigen.  
Als Nachfolgeorganisation der viel kritisierten School of the Americas wurde 2001 das Western Hemi-
sphere Institute for Security Cooperation (WHINSEC) mit Sitz in Fort Benning (Georgia) ins Leben gerufen, 
das der Ausbildung lateinamerikanischer Offiziere (in spanischer Sprache) dient. Nach der Neugründung steht 
das WHINSEC auch Zivilisten und Polizeikräften offen. Teil des Ausbildungsprogramms sind der Schutz der 
Menschenrechte und die zivile Kontrolle des Militärs bzw. die Rolle der Streitkräfte in einer demokratischen 
Gesellschaft. Daneben sind außer den üblichen militärischen Ausbildungsprogrammen auch Kurse zum Kata-
strophenschutz, zu Friedenseinsätzen und zur Drogenbekämpfung vorgesehen. 
Das 1997 gegründete Center for Hemispheric Defense Studies (CHDS) mit Sitz in Washington D.C. ist 
Teil der National Defense University und geht auf die Defense Ministerials zurück. Es soll vor allem zivile Ver-
teidigungsexperten aus Lateinamerika ausbilden (auch im Hinblick auf die Erstellung und Kontrolle der Vertei-
digungshaushalte) und zu einem Erfahrungsaustausch zwischen Militärs und zivilen Verteidigungsexperten in 




5. Europa und die Sicherheitsprobleme in 
Lateinamerika 
Welche sicherheitspolitische Bedeutung hat La-
teinamerika für Europa und Deutschland? Nimmt 
man die in der Declaration on Security in the 
Americas enthaltenen „neuen Bedrohungen, Be-
sorgnisse und anderen Herausforderungen diver-
ser Natur“ zum Maßstab, so zeigen sich keine 
großen Unterschiede in der Wahrnehmung durch 
die Europäer, die in der sozialen Kluft und der 
politischen Instabilität gleichfalls ein sicherheits-
politisches Risiko sehen. Im Regionalen Strate-
giepapier der Europäischen Kommission vom 
April 2002 heißt es u.a.: „die politischen Systeme 
sind immer noch fragil, besonders in der Anden-
region, aber auch in Zentralamerika […] der 
Drogenhandel, im Zusammenspiel mit Korrupti-
on und Gewalt ist genauso ein Faktor politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Instabilität wie der 
Terrorismus. […] Die soziale Exklusion und 
Marginalisierung sind Faktoren, welche die Un-
sicherheit, die Gewalt und die zunehmende Kri-
minalität begünstigen, die diese Gesellschaften 
belasten“. Auch hinsichtlich der eingegangenen 
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Verpflichtungen und vorgeschlagenen Koopera-
tionsmaßnahmen zeigen sich keine großen Unter-
schiede zwischen der EU und der OAS. Die Eu-
ropäer stimmen sogar in mehr Bereichen mit den 
Lateinamerikanern überein als die USA, die als 
einziges Land in der Declaration on Security in 
the Americas ihre Zustimmung zur Ottawa-
Konvention und der Schaffung einer von Anti-
personenminen freien Zone in der westlichen 
Hemisphäre verweigerten, und auch abgestimmte 
Maßnahmen zum Klimaschutz, der von den 
Lateinamerikaner als Teil der Sicherheitsagenda 
wahrgenommen wird, ablehnten.  
Im Rahmen eines erweiterten Sicherheitsbe-
griffs sind insbesondere folgende Bedrohungen 
aus Lateinamerika für Europa von Relevanz: 
• Der hohe Anteil von Armen an der Bevölke-
rung und die großen Einkommensdisparitä-
ten werde auch in Europa als destabilisieren-
der Faktor für die lateinamerikanischen De-
mokratien wahrgenommen. Sie können zu ei-
nem Anstieg der Kriminalität und der politisch 
motivierten Gewalt führen, und sind sicherlich 
ein negativer Faktor für europäische Investiti-
onen. Allerdings wird dieser Destabilisie-
rungsfaktor nicht aus militärischer Perspektive 
gesehen, sondern die Armutsbekämpfung wie 
auch die Reform staatlicher Strukturen sind 
Teil der Entwicklungskooperation mit Latein-
amerika. 
• Auch in Europa wird die Risikoeinschätzung 
geteilt, dass sich in verschiedenen lateiname-
rikanischen Staaten rechtsfreie Räume/ 
Territorien herausbilden oder verfestigen, 
die dann als Rückzugsgebiet für transnationa-
le kriminelle Vereinigungen oder terroristi-
sche Gruppe dienen können. Die EU (auch 
die Bundesregierung) unterstützt die Bestre-
bungen der lateinamerikanischen Regierun-
gen, die staatliche Präsenz und Kontrolle in 
diesen Gebieten sowie die Herrschaft des Ge-
setzes auf dem gesamten Territorium wieder-
herzustellen. Ein Schwergewicht in der Ent-
wicklungskooperation mit Lateinamerika 
liegt deshalb in der Stärkung des Rechtsstaa-
tes und der Staatsreform, einschließlich De-
zentralisierung und der Reform von Justiz 
und Polizei. 
• Auch in Europa liegen geheimdienstliche 
Erkenntnisse über Aktivitäten (vor allem 
Fund-Raising) von Sympathisanten islamisti-
scher Fundamentalisten oder des Al Quae-
da-Netzwerkes in Lateinamerika vor, aber es 
gibt bisher keinerlei Informationen über stra-
tegische Allianzen mit Gewaltakteuren in La-
teinamerika. 
• Das Drogenproblem ist auch ein europäi-
sches Problem. Nahezu das gesamte weltweit 
konsumierte Kokain wird in den Andenlän-
dern produziert. Während in der Vergangen-
heit nur ungefähr 20% der Kokainproduktion 
auf den europäischen Markt kam, sind es 
mittlerweile 50%. Nach Schätzungen von In-
terpol werden jährlich 150 bis 170 Tonnen 
Kokain nach Europa geschmuggelt, zumeist 
über die Niederlande und Spanien. Aber auch 
bei diesem Produkt gibt es einen gemeinsa-
men europäischen Markt. Insofern ist die Be-
kämpfung des Drogenanbaus in den Anden-
ländern ein Anliegen der EU wie auch der 
deutschen Regierung. Diesem Zweck dienen 
einerseits Ausbildungsprogramme mit der 
Polizei in den betroffenen Ländern und Pro-
gramme zur Substitution (über Anreize) des 
Drogenanbaus durch andere landwirtschaftli-
che Produkte. Die EU und auch die Bundes-
regierung stehen Maßnahmen der Besprü-
hung der Drogenfelder aus der Luft ableh-
nend gegenüber, wegen der zu befürchtenden 
negativen Auswirkungen auf Mensch und 
Natur. Außerdem schaffen die Besprühungs-
aktionen kein alternatives Einkommen für die 
bisherigen Drogenanbauer. Aus europäischer 
Sicht sollte der Drogenhandel vor allem mit 
polizeilichen Mitteln und durch positive An-
reize zur Substitution bekämpft werden. Die-
se Strategie stößt in Gebieten, in denen der 
Drogenhandel zur Finanzierung von Gewalt-
akteuren dient, allerdings an ihre Grenzen. 
• Der illegalen Immigration aus Lateiname-
rika kommt für Europa weniger Bedeutung 
als für die USA zu. Es handelt sich zurzeit 
vor allem um ein spanisches Problem, aber 
sobald die illegalen Einwanderer europäi-
schen Boden betreten haben, lässt sich das 
Problem nicht auf ein Land begrenzen. Es 
bestehen aber Befürchtungen, dass durch die 
Erschwerung der legalen und illegalen Ein-
wanderung in die USA nach dem 11. Sep-
tember Migrationsströme nach Europa umge-
lenkt werden könnten. Zurzeit ist die illegale 
Einwanderung aus Lateinamerika nach Euro-
pa im Vergleich mit den Migrationsströmen 
aus anderen Ländern und Regionen aller-
dings ein geringeres Problem. 
• Dem lateinamerikanischen Ökosystem 
kommt große Bedeutung für das weltweite 
Klima zu. Maßnahmen zum Schutz der Um-
welt und für eine nachhaltige Nutzung der na-
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türlichen Ressourcen in der Region werden 
von der EU und der Bundesregierung unter-
stützt und gefördert. Die Europäer sehen wie 
die lateinamerikanischen Regierungen, aber 
im Gegensatz zu den USA, im Schutz der na-
türlichen Ressourcen ein gemeinsames Anlie-
gen, das im Rahmen von für alle Regierungen 
verbindlichen internationalen Vereinbarungen 
angegangen werden sollte. 
 
Die Europäer und auch die Bundesregierung 
teilen etliche der Einschätzungen der Sicherheits-
lage in Lateinamerika mit den USA, unterschei-
den sich allerdings hinsichtlich der Instrumente 
zu ihrer Bewältigung. Den USA wird eine gewis-
se Präferenz zum Einsatz militärischer Mittel und 
für unilaterales Handeln zugeschrieben. Die Eu-
ropäer wie auch die Lateinamerikaner präferieren 
einen multilateralen Ansatz und die Ausschöp-
fung friedlicher Mittel der Konfliktlösung und     
-prävention. Allerdings fehlt zuweilen die Ein-
sicht, dass ein derartiger Ansatz manchmal an 
seine Grenzen stößt und dass unter bestimmten 
Bedingungen der Einsatz von Gewaltmitteln zur 
(Wieder-)Herstellung des staatliche Gewaltmo-
nopols eine Grundvoraussetzung für die Schaf-
fung demokratischer Strukturen sein kann. 
Die EU, aber auch deutsche politische Akteu-
re sollten sich in die augenblickliche Diskussion 
über sicherheitspolitische Bedrohungen in La-
teinamerika und die Mittel zu ihrer Einhegung 
stärker einbringen, um möglichen Fehlentwick-
lungen vorzubeugen. Der EU-Kommissar für die 
Außenbeziehungen, Chris Patten, hat kürzlich in 
einem Vortrag über die europäisch-amerikani-
schen Beziehungen darauf hingewiesen, dass die 
EU bei militärischer „hard power“ bei weitem 
nicht an die USA heranreicht, aber eine Menge 
an „soft power“ zu bieten habe, wenn es um die 
Frage der Stabilisierung politischer und zivilge-
sellschaftlicher Strukturen gehe. Viele der so 
genannten neuen Sicherheitsprobleme in Latein-
amerika bedürfen eher der „soft power“, also des 
politischen Dialogs, der wirtschaftlichen Koope-
ration oder Maßnahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit, als der „hard power“. Ein Teil der 
„hard power“, z.B. solche, welche die Stärkung 
und die Reform der Polizei in Lateinamerika 
betrifft, ist überdies auch in Europa vorhanden. 
Ein stärkeres europäisches Engagement in La-
teinamerika zur Bewältigung sicherheitsrelevan-
ter Probleme sollte auch im US-amerikanischen 
Interesse liegen. Wie im richtigen Leben stößt 
der ferne Verwandte manchmal auf mehr Akzep-
tanz als der reiche Nachbar.  
6. Implikationen für die deutsche 
Lateinamerikapolitik 
Die deutsche Lateinamerikapolitik ist weitestge-
hend mit der europäischen identisch, und die 
Bundesregierung sieht ihre Interessen gegenüber 
Lateinamerika am besten im europäischen Rah-
men vertreten. Aufgrund der neuen weltweiten 
Herausforderungen, gerade auch im Bereich der 
Sicherheitspolitik, hat Lateinamerika überdies an 
Stellenwert in der deutschen Außenpolitik verlo-
ren, obgleich dieser nie besonders hoch war. Das 
Lateinamerikakonzept der Bundesregierung aus 
dem Jahre 1994, dem auch Einfluss auf die For-
mulierung der europäischen Lateinamerikapolitik 
zukam, ist seitdem nicht mehr aktualisiert wor-
den. Bestrebungen zu Beginn der Dekade, subre-
gionale Konzepte für Lateinamerika zu entwi-
ckeln, wurden nur teilweise umgesetzt und nicht 
zu Ende geführt. Zurzeit verfügt nur das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung über ein aktualisiertes Stra-
tegiepapier zu Lateinamerika (vom Februar 
2000).  
Vor dem Hintergrund der geschilderten Kri-
senkonstellationen und sicherheitspolitischen 
Herausforderungen in Lateinamerika wäre es 
folgerichtig, dass die Bundesregierung die au-
ßenpolitischen Interessen und Grundziele gegen-
über Lateinamerika neu definiert und das Aus-
wärtige Amt eine stärkere Koordinierung der 
Politik gegenüber Lateinamerika vornimmt. Zwar 
hat das BMZ im Rahmen eines erweiterten Si-
cherheitsbegriffes ein breites Instrumentarium 
entwickelt, das im Hinblick auf die sicherheitspo-
litischen Herausforderungen in Lateinamerika 
zweckgemäß zur Anwendung gebracht werden 
könnte, jedoch entspricht die entwicklungspoliti-
sche Prioritätensetzung (Armutskriterien, Pro-
Kopf-Einkommen) in Lateinamerika nicht immer 
den sicherheitspolitischen Prioritäten und den 
deutschen strategischen Kerninteressen. Eine 
organisatorische Zusammenführung von Außen-
politik und Entwicklungspolitik unter einem 
Dach könnte nicht nur in der Lateinamerikapoli-
tik Vorteile mit sich bringen. 
 Eines der objektiven und subjektiven Kern-
probleme in Lateinamerika ist mittlerweile vor 
dem Hintergrund steigender Kriminalitätsraten 
die innere Sicherheit. Unter diesem Gesichts-
punkt sollten Fragen der Kooperation bei der 
Polizeiausbildung einen größeren Stellenwert in 
der bilateralen und multilateralen Kooperation 
mit Lateinamerika erhalten. Dies sollte allerdings 
zwingend mit Projekten zur Stärkung von Justiz 
und Rechtsstaat einhergehen, um einem mögli-
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chen Gewaltmissbrauch durch die Polizei entge-
gen zu wirken. Im Bereich der Verteidigungspoli-
tik wären ein umfassenderer Erfahrungsaustausch 
und eine engere Kooperation zwischen europäi-
schen und lateinamerikanischen Streitkräften im 
Interesse sowohl der lateinamerikanischen Staa-
ten und der Europäer als auch der USA.  
Lateinamerika wird in weiten Regionen auch 
in der Zukunft durch soziale Konflikte, politische 
Instabilität und Sicherheitsprobleme (überwie-
gend interner Natur) gekennzeichnet sein. Die 
USA könnten vor diesem Hintergrund gezwun-
gen sein, mehr Aufmerksamkeit und Ressourcen 
auf den südlichen Halbkontinent zu konzentrie-
ren. Insofern sollte es im strategischen Interesse 
der USA, aber auch Europas und Lateinamerikas 
liegen, enger in sicherheitsrelevanten Fragen – 
sowohl der inneren als auch der äußeren Sicher-
heit – zusammenzuarbeiten. Die USA könnten 
Ressourcen sparen und vor Fehlentscheidungen 
bewahrt werden, und die europäischen Regierun-
gen könnten in Kooperation mit den lateinameri-
kanischen Regierungen einer „Militarisierung“ 
sozialer Probleme und Konflikte entgegenwirken; 
zumal die Europäer auch direkte wirtschaftliche 
Interessen in der Region haben. Außerdem be-
steht eine größere kulturelle Affinität als Grund-
lage für eine Zusammenarbeit in sicherheitsrele-
vanten Fragen mit Lateinamerika als mit anderen 
Weltregionen, in denen einzelne europäische 
Regierungen heute militärisch oder durch zivile 
Unterstützungsmaßnahmen mit den USA koope-
rieren. 
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